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Leitsätze des Beschlusses 

1. Wettbewerb — Zusammenschlüsse — Verweisung der Prüfung eines Zusammenschlusses 
an die zuständigen Behörden eines Mitgliedstaats — Wirkungen — Ausschließliche 
Zuständigkeit der nationalen Behörden für die Entscheidung über den Vorgang — Keine 
Möglichkeit für die Kommission, eine direkte Kontrolle auszuüben — Möglichkeit einer 
Kontrolle durch Einleitung eines Vertragsverletzungsverfahrens 
(Artikel 226 EG; Verordnung Nr. 4064/89 des Rates, Artikel 9 Absatz 8) 

II - 1803 



LEITSÄTZE — RECHTSSACHE T-443/03 

2. Nichtigkeitsklage — Anfechtbare Handlungen — Weigerung der Kommission, ein 
Vertragsverletzungsverfahren einzuleiten — Ausschluss 
(Artikel 226 EG und 230 Absatz 4 EG) 

1. Die Verordnung Nr. 4064/89 über die 
Kontrolle von Unternehmenszusam­
menschlüssen enthält keine besondere 
Regelung einer Zuständigkeitsverteilung 
nach der Entscheidung über die Verwei­
sung eines Zusammenschlusses an die 
nationalen Behörden eines Mitglied­
staats, die vom System der Verträge 
abweichen würde. Artikel 9 Absatz 8 der 
Verordnung Nr. 4064/89 schließt zwar 
nicht ausdrücklich aus, dass die Kom­
mission dafür zuständig ist, die Ein­
haltung der Verpflichtungen aus den 
gemeinschaftlichen Wettbewerbsregeln 
durch die Mitgliedstaaten zu überwa­
chen, wovon sie durch die Verweisung 
nicht befreit sind. Aber auch wenn 
dieser Artikel dem betreffenden Mit­
gliedstaat eine Verpflichtung auferlegt, 
so sehen doch weder die Verträge noch 
das abgeleitete Recht einen besonderen 
Weg für die Kontrolle vor, die die 
Kommission auszuüben hat. 

Diese kann daher, da es sich um einen in 
die Zuständigkeit des betreffenden Mit­
gliedstaats fallenden Vorgang handelt, 
nicht anders als auf dem in den Ver­
trägen eröffneten Weg für die Einhal­
tung der genannten Verpflichtung 
sorgen. Hinsichtlich des Zusammen­

schlusses, über den sie nach der Ver­
weisung an die nationalen Behörden 
keine unmittelbare Kontrolle mehr aus­
übt, kann die Kommission nur noch im 
Rahmen des Artikels 226 EG tätig 
werden, indem sie gegebenenfalls eine 
Vertragsverletzungsklage gegen den be­
treffenden Mitgliedstaat erhebt. 

(vgl. Randnrn. 40, 42-43) 

2. Eine Klage, mit der ein Einzelner die 
Weigerung der Kommission angreift, ein 
Vertragsverletzungsverfahren gegen ei­
nen Mitgliedstaat einzuleiten, ist unzu­
lässig. Die Kommission ist nämlich nicht 
gehalten, ein derartiges Verfahren zu 
eröffnen, sondern verfügt über ein Er­
messen, das es ausschließt, dass der 
Einzelne von ihr verlangen kann, dass 
sie in einem bestimmten Sinne Stellung 
nimmt, und dass der Einzelne gegen ihre 
Weigerung, tätig zu werden, Klage er­
hebt. 

(vgl. Randnr. 44) 
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